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kommunales Aufgabenfeld?
Manfred Kühn und Sybille Münch

Abstract: The regulation of migration has mostly 
been regarded as a core task of the nation-state, 
which has the right to control its territorial bor-
ders and issue entry visas and citizenships. In 
the field of urban research, cities and munic-
ipalities are therefore regarded as largely de-
pendent on state “migration regimes”. This 
special issue examines the central question of 
whether there is also a “local turn” in the field 
of immigration policy. The cities of Europe are 
dependent on immigration in order to stabilise 
their population figures; without immigration 
they would shrink. In most cases, urban pol-
icy is growth- and competition-oriented. Nev-
ertheless, most cities have not yet developed 
explicit immigration strategies. Wherever this 
does occur, it is for the most part socially highly 
selective: many urban development concepts 
merely articulate the desire for the immigra-
tion of young and qualified workers. Many cit-
ies still rely on the influx of the “creative class” 
when competing with other municipalities. The 
immigration of refugees and asylum seekers, 
on the other hand, is often seen as a burden by 
the municipalities and is delegated to integra-
tion policy. Due to the dispersal of refugees and 
asylum seekers by the German state, cities have 
very little room for manoeuvre in terms of con-
trolling the influx of these immigrant groups. 
Against this background, this conceptual in-
troductory article examines two key questions: 
(i) Which migration policy options do cities have 
and how are they theorised? (ii) Which proactive 
strategies can cities develop for the purpose of 
targeted recruitment of immigrants?

Immigration Policy  – A New Field of Activity 
for Cities?

1.  Einleitung

Die Migrationspolitik gehört nicht erst seit der 
jüngsten «Flüchtlingskrise» zu den umstrit-
tensten Politikfeldern in Europa. Während 
der wahrgenommene Verlust nationalstaatli-
cher Kontrolle über die Zuwanderung ein we-
sentlicher Grund für den Aufstieg rechtspo-
pulistischer Parteien in vielen Ländern sowie 

auch ein wichtiges Motiv für die Brexit-Ent-
scheidung in Grossbritannien war, wird sei-
tens der Wirtschaft und der Europäischen 
Kommission die Notwendigkeit von Einwan-
derung betont und der steigende Wettbewerb 
um qualifizierte Arbeitskräfte in der Wis-
sensgesellschaft als «Kampf um die besten 
Köpfe» beschworen. Mit der Verwirklichung 
des europäischen Binnenmarktes – einem li-
beralistischen Grundpfeiler der EU  – gehört 
die Arbeitnehmerfreizügigkeit zu den Grund-
freiheiten für UnionsbürgerInnen. Damit ist 
die Arbeitskräftemobilität innerhalb der EU 
praktisch nicht mehr durch die Nationalstaa-
ten zu steuern, im Unterschied zur Einwande-
rung aus Drittstaaten. Der Versuch der Euro-
päischen Kommission, die Arbeitsmigration 
aus Drittstaaten durch eine gemeinsame Ein-
wanderungspolitik auf europäischer Ebene zu 
steuern (Commission of the European Com-
munities 2008), war aufgrund von Widerstän-
den der Nationalstaaten gegen die Aufgabe ih-
rer Souveränität nur sehr begrenzt erfolgreich 
und gilt als weitgehend gescheitert (Scholten, 
Penninx 2016: 105). Demgegenüber wurden in 
den vergangenen Jahren viele Kompetenzen 
in der Asyl- und Flüchtlingspolitik durch den 
Aufbau des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems auf die europäische Ebene verlagert. 
Spätestens seit dem Anstieg der Flüchtlings-
zahlen seit 2014 droht auch dieses Asylsystem 
zu scheitern. Denn in der Frage der Aufnahme 
und Verteilung von Asylsuchenden zeichnet 
sich eine politische Spaltung der EU ab, wäh-
rend gleichzeitig die Aussengrenzen der «Fes-
tung Europa» weiter ausgebaut werden. 

Die Regulierung der Migration galt bisher 
als eine Kernaufgabe der Nationalstaaten, die 
das Recht haben, ihre territorialen Grenzen zu 
kontrollieren und Einreise-Visa sowie Staats-
bürgerschaften zu vergeben. Städte und Ge-
meinden gelten in der Stadtforschung deshalb 
als weitgehend abhängig von staatlichen «Mig-
rationsregimen» (Pott, Tsianos 2014; Horvarth 
et al. 2017; Pott, Raas, Wolff 2018). In diesem 
Politikfeld besteht eine ausgeprägte Mehr
ebenenpolitik zwischen EU, Nationalstaaten, 
Regionen und Kommunen (Scholten, Penninx 
2016; Bommes 2009). Dennoch richtet die 
Forschung in den letzten Jahren ihren Blick 
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disP 218  · 55.3 (3/2019)  23verstärkt auf die lokale Dimension der Migra-
tionspolitik (Caponio, Borkert 2010). Verschie-
dene Konzepte von «Immigration Federalism» 
(Soennecken 2014) bis zur Multi-Level-Gover-
nance der Migration (Scholten, Penninx 2016) 
oder Rückgriffe auf ältere Ansätze der Imple-
mentationsforschung, die die Gestaltungs
potentiale in dieser Phase des Policy Cycle un-
terstreichen (Schammann 2015), fangen derzeit 
aus unterschiedlichen Perspektiven die Hete-
rogenität städtischer Migrationspolitik ein: In 
der Migrationsforschung wird aktuell ein «lo-
cal turn» proklamiert (Scholten, Penninx 2016, 
Zapata-Barrero et al. 2017, Hackett 2017), um 
der Fixierung auf die nationalstaatliche Ebene 
zu entgehen und die zunehmenden Divergen-
zen zwischen nationalen, regionalen und lo-
kalen Migrationspolitiken empirisch und/oder 
konzeptionell zu thematisieren (Borkert, Boss-
wick 2007; Schmidtke 2014; Fassmann, Kohl-
bacher 2016). Viele Städte setzen weltweit auch 
eigene migrationspolitische Akzente, von de-
nen der signifikanteste wohl darin besteht, sich 
wie in den USA als «Welcoming Cities» (Huang, 
Yang Liu 2018) oder «Sanctuary Cities» (Heuser 
2017) in unterschiedlichem Masse der national-
staatlichen Abschiebungspolitik zu verweigern 
oder zumindest, wie in einigen deutschen Städ-
ten anzutreffen, einen sehr pragmatischen Um-
gang mit irregulären MigrantInnen zu pflegen, 
denen de facto Zugänge zu sozialer Teilhabe of-
fengehalten werden. Dabei agieren viele Städte 
pro-aktiver und offener gegenüber Zuwande-
rung als die nationale Ebene. Während bei-
spielsweise führende PolitikerInnen aus Gross-
britannien, Frankreich, den Niederlanden und 
Deutschland die «multikulturelle» Politik für 
gescheitert erklärten, wobei in vielen Ländern 
auf nationalstaatlicher Ebene infrage gestellt 
werden kann, ob es eine solche Phase jemals 
gegeben hat (Geddes, Scholten 2016: 3), ha-
ben viele Grossstädte längst Integrations- und 
Diversitätskonzepte entwickelt (Schiller 2017). 
Der «local turn» in der Migrationsforschung 
bezieht sich daher bisher oftmals auf den Um-
gang mit der bereits ansässigen Migrationsbe-
völkerung in den Städten durch lokale Integra-
tionspolitiken.

Vor diesem Hintergrund gehen wir in die-
sem Beitrag zwei Leitfragen nach: a) Über wel-
che migrationspolitischen Handlungsspiel-
räume verfügen Städte und wie wird dies 
theoretisiert? b) Welche pro-aktiven Strate-
gien können Städte für eine gezielte Anwer-
bung von Zuwanderern entwickeln? Während 
der empirische Fokus des Themenheftes auf 
Beiträgen zum Deutschen Kongress für Geo-

graphie 2017 beruht und deshalb der Blick 
überwiegend auf deutsche Kommunen ge-
richtet wird, soll unser konzeptioneller Zu-
griff einen Überblick über die verschiedenen, 
vor allem im europäischen Kontext diskutier-
ten Ansätze liefern. Wenngleich die Autoren 
und Autorinnen sich unterschiedlicher kon-
zeptioneller Analyserahmen bedient haben, 
fokussieren sich alle Beiträge auf die lokale 
Handlungsebene und verwenden Konzepte der 
Politik- und Planungsforschung. 

2.  Konzeptionelle Annäherungen an 
eine lokale Migrationspolitik

Verschiedene Arbeiten haben sich in jüngerer 
Zeit den lokalen Varianzen und Handlungs-
spielräumen im Politikfeld Migration genä-
hert. In einem deutsch-kanadischen Vergleich 
hat Dagmar Soennecken (2014: 160) darauf 
verwiesen, dass in Kanada eine lokale Wende 
in der Migrationspolitik unter dem Schlag-
wort «Immigration Federalism» geführt werde. 
Damit solle die gewachsene Rolle subnatio-
naler, überwiegend regionaler Akteure in der 
Steuerung der Migration eingefangen werden. 
Diese stehe im Kontext eines weiteren Diskur-
ses zu Migration im globalen Wettbewerb um 
qualifizierte Fachkräfte. In der Bundesrepu-
blik Deutschland hingegen, unterstreicht die 
Autorin, habe es bereits zu Zeiten der «Gast
arbeiteranwerbung» eine Bandbreite an dezen-
tralisierten Akteuren gegeben, die in der Mi-
grationspolitik involviert gewesen seien – von 
Kirchen über Gewerkschaften zu Arbeitgeber-
verbänden. Insbesondere der Bereich der Inte-
grationspolitik sei aufgrund eines bundespoli-
tischen Vakuums ohnehin der lokalen Ebene 
vorbehalten gewesen (Soennecken 2014: 160). 
Erst mit dem 2005 in Kraft getretenen Zu-
wanderungsgesetz sei es in Deutschland zu 
einer Zentralisierung des Politikfeldes gekom-
men (Soennecken 2014: 162). Der Befund ei-
nes «Immigration Federalism» lässt sich auch 
für den deutschen Fall konstatieren: Auslän-
der- und Aufenthaltsrecht fallen zwar unter 
die konkurrierende Gesetzgebung, sind aber 
in weitem Masse durch Bundesgesetze domi-
niert. Im Bereich der Fluchtmigration über-
trägt der Bund die Umsetzung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes an die Bundesländer, die 
wiederum ihre Aufgaben an die kommunale 
Ebene delegieren (Schammann 2015: 172). Die 
sich daraus ergebenden Handlungsspielräume 
sind jedoch erst in jüngerer Zeit ins Blickfeld 
gerückt.
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rung der Arbeitsmigration bzw. des Familien-
nachzugs in den 1970er Jahren subnationale 
Varianzen: 1975 wurde in Aushandlungspro-
zessen zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den beschlossen, dass Städte und Landkreise, 
in denen der Ausländeranteil mit 12 Prozent 
doppelt so hoch wie der Bundesdurchschnitt 
war, zu «überlasteten Siedlungsgebieten» de-
klariert wurden (Köppe 2002: 28). Im Januar 
1977 hatten mehr als 55 westdeutsche Städte 
eine solche Sperre verhängt (Leitner 1987: 80; 
vgl. Die Zeit, 11. 04. 1975, S. 46). Die so genann-
ten «Musszonen» sollten überall dort bestehen, 
wo der lokale Ausländeranteil bei mindestens 
12 Prozent lag. «Kannzonen», in denen der Aus-
länderanteil zwischen 6 und 12 Prozent be-
trug, konnten ebenfalls für den Zuzug gesperrt 
werden, «sofern die Infrastruktur überlastet ist 
und die Aufsichtsbehörde dem Ersuchen der 
Gemeinde oder Region zustimmt.» Von dieser 
«Kann»-Bestimmung haben seinerzeit Städte 
wie Fürth, Nürnberg und Augsburg Gebrauch 
gemacht (Die Zeit, 11. 04. 1975, S. 46). Der büro-
kratische Aufwand stand jedoch schnell in kei-
nem Verhältnis zum Nutzen, zumal die Mass-
nahme nicht nur aktiv unterwandert, sondern 
auch bei verschiedenen lokalen Arbeitgebern 
auf Widerstand stiess. Auf Druck der Arbeit-
geber habe es, so Leitner (1987: 81), beispiels-
weise in Stuttgart und Offenbach mit Auslän-
deranteilen von 16 respektive 19 Prozent keine 
Zuzugssperre gegeben (ausführlich Münch 
2010: 297 f.). Die damaligen Aushandlungspro-
zesse würden im heutigen konzeptionellen Re-
pertoire der Migrationspolitikforschung leicht 
als Fälle von «Multi-Level-Governance» (siehe 
unten) zu fassen sein.

Vonseiten der Migrationspolitikforschung 
wurden diese subnationalen Varianzen jedoch 
weitgehend ausgeblendet. Wie Hannes Scham-
mann (2017: 93) überzeugend argumentiert, ist 
sowohl eine nationale Perspektive auf Migrati-
onspolitik, als auch eine konvergenztheoreti-
sche Herangehensweise, in der gefragt wurde, 
ob sich die Migrationspolitik liberaler Demo-
kratien annähere, lange Zeit forschungsleitend 
gewesen. In Deutschland hätten sich lediglich 
wenige Einzelfallstudien und zudem solche mit 
überwiegend deskriptiver Herangehensweise 
mit der Heterogenität städtischer Migrations-
politik, in diesem Fall Flüchtlingspolitik, be-
fasst (Schammann 2017: 95). Dabei hätten sie 
sich überwiegend mit den Ansätzen der aus 
der Politikfeldanalyse stammenden Implemen-
tationsforschung ihrem jeweiligen Fall genä-
hert. Die Stadt und ihre Politik gerieten hier 

weniger mit ihren Selbstverwaltungsaufgaben 
im eigenen Wirkungskreis, sondern vielmehr 
in ihrem Vollzug des Aufenthaltsrechts als de-
legierter Pflichtaufgabe in den Blick. Insbe-
sondere im Falle der Feststellung einer «Dul-
dung», also der Aussetzung einer Abschiebung, 
verfügten Städte über Handlungsspielräume 
(a. a.O.: 102). Mit Tobias Eules (2014) Studie 
zur Auslegung des Aufenthaltsgesetzes durch 
Ausländerbehörden in vier deutschen Städ-
ten und Antje Ellermanns (2005) Arbeiten zur 
Abschiebepraxis im deutsch-amerikanischen 
Vergleich bestehen einflussreiche Analysen in 
der Tradition eines bottom-up-Ansatzes, der 
auf die Interpretations- und Handlungsspiel-
räume der «street-level bureaucracy» (Lipsky 
2010) verweist. Mit Rekurs auf Richard Mat-
land (1995) geht Schammann (2015: 163) davon 
aus, dass die divergierende Umsetzungspraxis 
des Asylbewerberleistungsgesetzes «durch die 
Ambiguität und Konflikthaftigkeit gesetzlicher 
Regelungen hervorgerufen werden kann». Da-
bei liessen sich städtische Auslegungen des 
Gesetzes dahingehend unterscheiden, ob sie 
einen wohlfahrtsstaatlich-liberalen oder ei-
nen ordnungsrechtlich-restriktiven Zweck des 
AsylbLG interpretierten. Zuweilen werde das 
AsylbLG als sozialpolitisches Instrument, an-
dernorts zur Verringerung von Pull-Faktoren 
genutzt.

Im Rahmen des IMISCOE-Netzwerkes ha-
ben verschiedene AutorInnen das Konzept der 
Multi-Level-Governance aufgegriffen und auf 
die Regulierung von Migration im Mehrebe-
nensystem der EU angewendet. Peter Scholten 
und Rinus Pennix zielen in ihren Überlegungen 
über besondere Formen der Beziehung zwi-
schen nationalen und substaatlichen Ebenen in 
der Migrationspolitik auf eine Typologisierung 
ab, die zentralistische, lokalistische oder ko-
operative Formen der Multi-Level-Governance 
unterscheidet (Scholten, Penninx 2016). Wo In-
teraktion und Koordination besonders proble-
matisch sind, da die Verantwortlichkeit, nicht 
aber die Problemdefinition geteilt wird, spre-
chen sie von «Entkopplung» (decoupling). Im 
Rahmen des fünfjährigen «Cities of Refuge» 
Projektes am University College Roosevelt wird 
zurzeit unter der Leitung von Barbara Oomen 
(http://citiesofrefuge.eu) mit einer ähnlichen 
Typologie der Frage nachgegangen, wie sich 
Städte im Umgang mit Geflüchteten oder ab-
gelehnten Asylsuchenden in ihrer Politik etwa 
mit Anrufung der Menschenrechte von natio-
nalstaatlicher Politik ablösen.

Aus einer sinnverstehenden Forschungs-
perspektive heraus haben Autorinnen wie Abu-
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beitet, dass Migration und Diversität lokal sehr 
unterschiedliche Dinge bedeuten, die mit un-
terschiedlichen geographischen Faktoren, ver-
schiedenen Einwanderungsgeschichten und 
ökonomischen Entwicklungen, politischen In-
stitutionen und Steuerungstraditionen zusam-
menhingen. Ausgehend von einer Heuristik 
der «Eigenlogik der Städte» schlussfolgern da-
ran anknüpfend Barbehön und Münch (2016) 
in einer vergleichenden Diskursanalyse, dass 
sich städtische Diskurse hinsichtlich ihrer Kon-
struktion von Diversität, der Unterscheidung 
zwischen Gruppen und der Zugehörigkeit zur 
Stadtgesellschaft erheblich unterscheiden.

Die Forschung zur Migrationspolitik ist er-
wartungsgemäss durch eine top-down-Per
spektive gekennzeichnet, die von der Steuer-
barkeit von Wanderung implizit und explizit 
geprägt ist. Dies drückt sich im Schlagwort der 
«Gastarbeiteranwerbung» ebenso aus wie im 
derzeitigen Mantra, «Fluchtursachen bekämp-
fen» zu wollen (zu den Grenzen der Steuerung 
von Migration siehe auch SVR 2018). Dem ha-
ben insbesondere ethnographische und so-
ziologische AutorInnen mit dem Konzept ei-
ner «Autonomie der Migration» (Hess, Tsianos 
2010) einen Perspektivwechsel entgegengehal-
ten, der die Sicht der Migrierenden selbst in 
den Blick nimmt.

Als Synthese einer top-down- und einer 
bottom-up-Perspektive, die der Komplexität 
als Wechselverhältnis von Steuerung und Mi-
gration Rechnung tragen kann, ist in jüngerer 
Zeit das in der politikwissenschaftlichen Teil-
disziplin der Internationalen Beziehungen be-
reits lange etablierte Konzept des Regimes auf-
gegriffen und adaptiert worden (Hinger et al. 
2016: 443 f). Die Rede vom Migrationsregime 
greift dabei die traditionelle top-down-Pers-
pektive älterer Regimeforschung auf und ver-
bindet sie mit einem an Foucault angelehn-
ten weiteren Begriffsverständnis, das diskursive 
Machtverhältnisse des Ein- und Ausschlusses 
inkorporiert (Kleist 2015: 160): «If we step away 
from explaining migration movement as a re-
sponse to migration policy and emphasize the 
reciprocal relation between mobility and reg-
ulation, we cannot restrict ourselves to policy 
analysis or quantitative description of move-
ment» (Rass, Wolf 2018: 21). Von Giuseppe 
Sciortino (2004) stammt eine häufig zitierte De-
finition, wonach ein Migrationsregime als «mix 
of implicit conceptual frames, generations of 
turf wars among bureaucracies and waves after 
waves of ‹quick fix› to emergencies, triggered 
by changing political constellations of actors», 

zu verstehen sei. Andreas Pott et al. (2018), die 
mit einem Sammelband zu einer wichtigen Klä-
rung des Regimebegriffs beigetragen haben, 
räumen ein, dass der Begriff  – schon durch 
seine vielfältige Operationalisierung und Ver-
wendung durch unterschiedliche Disziplinen 
«zu einem bestimmten unbestimmten Gegen-
stand geworden (sei). Unter Migrationsregimen 
kann sich nahezu jeder und jede in der Mig-
rationsforschung etwas vorstellen, wenn auch 
durchaus Unterschiedliches» (Pott et al. 2018: 
6). Neben der Stärke, struktur- und akteurbe-
zogene Perspektiven zu inkorporieren, gehen 
viele Arbeiten zum «Migrationsregime» mit der 
Forderung nach einer Überwindung des «me-
thodologischen Nationalismus» (vgl. Wimmer, 
Glick Schiller 2002) einher. Damit verbun-
den ist der Anspruch einer stärkeren Berück-
sichtigung der lokalen Ebene (Pott 2018: 108). 
Ausgehend von diesen verschiedenen Ansät-
zen, wonach Migrationspolitik auch auf lokaler 
Ebene und durch eine Vielzahl von Akteuren 
geprägt wird, wollen wir im Folgenden analy-
sieren, inwiefern die aufgezeigten Handlungs-
spielräume von Kommunen im Sinne einer 
potentialorientierten Sicht auf Zuwanderung 
genutzt werden (können).

3.  Strategien von Städten in der 
Anwerbung von Zuwanderung

Während Häußermann und Oswald konstatie-
ren, Städte in Europa stünden vor dem Di-
lemma, für die Integration zuständig zu sein, 
jedoch keine eigene Einwanderungspolitik in 
Bezug auf die Anwerbung und Auswahl von 
Zuwanderern betreiben zu können (Häußer-
mann, Oswald 1997: 26), deuten verschiedene 
konzeptionelle und empirische Beiträge darauf 
hin, dass Städte durchaus eigene Akzente set-
zen wollen und können. Welche Anlässe und 
Gründe gibt es, um den Städten – trotz der ge-
gebenen Abhängigkeit von den nationalstaat-
lichen Zuwanderungspolitiken  – künftig eine 
pro-aktivere Rolle in diesem Politikfeld zuzu-
schreiben? 

Treibende Kräfte für lokale Strategien

In der planungs- und politikbezogenen For-
schung lassen sich folgende Treiber für die 
Entwicklung von Zuwanderungsstrategien von 
Städten unterscheiden:
Ausgleich von räumlichen Disparitäten. In vie-
len europäischen Ländern verschärfen sich 
derzeit die räumlichen Disparitäten zwischen 
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industriellen Regionen. Daraus ergeben sich 
zwischen wachsenden und schrumpfenden 
Städten und Regionen sehr unterschiedli-
che Problemlagen in Bezug auf die Migration 
(Williams 2009). Während in den boomenden 
Metropolen die ankommenden MigrantInnen 
häufig mit den ärmeren Einheimischen auf den 
Wohnungs- und Arbeitsmärkten konkurrieren, 
sind strukturschwache Städte und Regionen 
durch Überangebote an Wohnungen und eine 
hohe Arbeitslosigkeit bei einem gleichzeitigem 
Fachkräftemangel gekennzeichnet. Diese un-
terschiedlichen Bedarfe haben in klassischen 
Einwanderungsländern wie Kanada oder Aus-
tralien dazu geführt, dass die nationalstaatli-
chen Immigrationspolitiken stärker dezentra-
lisiert und an die Provinzen delegiert wurden. 
In Kanada wurde die Anwerbung von Zuwan-
derern stark von der nationalen auf die regio-
nale Ebene der Provinzen verlagert (Schmitdke 
2014). Die Zuwanderungspolitik in Australien 
hat spezielle Visa für MigrantInnen ausgege-
ben, die bereit sind, sich in strukturschwachen 
Kleinstädten und Regionen niederzulassen 
(Sumption 2014). Diese Beispiele zeigen, dass 
durch eine dezentralisierte räumliche Steu-
erung der Ansiedlung von MigrantInnen die 
Einwanderungspolitik genutzt werden kann, 
um regionale Disparitäten auszugleichen. Dies 
erfordert eine strategische Verknüpfung von 
Regional- und Migrationspolitiken und eine 
Verlagerung von Steuerungskompetenzen auf 
subnationale Ebenen.
Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung. 
Durch die wachsenden räumlichen Dispari-
täten in vielen europäischen Ländern steigt 
der demografische Problemdruck vor allem in 
schrumpfenden Städten und Regionen. Denn 
schrumpfende Städte sind nicht nur durch 
hohe Abwanderungsraten, bauliche Leer-
stände, wirtschaftliche Strukturschwäche, 
soziale Armut und hohe Arbeitslosigkeit ge-
prägt, sondern auch durch eine stärkere Al-
terung der Wohnbevölkerung. Schrumpfende 
Städte sind deshalb in besonderem Mass auf 
Zuwanderung angewiesen, um Bevölkerungs-
verluste auszugleichen und Alterungspro-
zesse zu verlangsamen (Gesemann et al. 2012). 
Zuwanderungsstrategien können damit ein 
Handlungsansatz für die demografische Re-
generierung von Städten sein. In Deutschland 
gibt es erste Vorschläge, die Zuwanderung von 
Geflüchteten stärker in die sich entleerenden 
ländlichen Räume zu lenken (ARL 2016). Im 
Sinne der oben dargestellten Überlegungen 
dazu, dass Migration nicht nur gesteuert, son-

dern auch durch die «agency» der Migrieren-
den geprägt ist, stellt sich indes die Frage, 
ob die Existenz von Netzwerken und Arbeits-
plätzen in den Ballungsräumen nicht weiter-
hin das Phänomen der Kettenmigration wahr-
scheinlich und eine «replacement migration», 
also Umkehr der Schrumpfung durch Zuzug in 
strukturschwächeren Regionen, unwahrschein-
lich macht.
Lokale Wachstumspolitiken. StadtpolitikerIn-
nen und Unternehmen bilden in vielen Fäl-
len Wachstums-Koalitionen, die in der Gover-
nance-Forschung als Typ der «Progrowth 
governance» (Pierre 2011) beschrieben wer-
den. Die Stadtpolitiken zielen in vielen Städ-
ten nicht nur auf Wachstum der Wirtschaft, 
sondern auch von Beschäftigung und Wohnbe-
völkerung. Neben dem wirtschaftlichen Ren-
ditedruck seitens der Investoren ist die Wachs-
tumspolitik in deutschen Städten auch durch 
fiskalpolitische Anreize motiviert. Da sich die 
staatlichen Finanzzuweisungen in die Gemein-
den stark nach der Einwohnerzahl bemessen, 
verbessern steigende Einwohnerzahlen die 
kommunale Haushaltslage. Wachstumsorien-
tierte Stadtpolitiken zielen deshalb nicht nur 
auf die Anwerbung von Investoren, sondern 
auch auf die Anwerbung von neuen Einwohne-
rInnen (Bommes 2009).
Fachkräftemangel. Schrumpfende Städte und 
Regionen sind oft auch durch eine Dequali-
fizierung der Wohnbevölkerung gekennzeich-
net, weil die mobileren und höher qualifizier-
ten Arbeitskräfte bereits abgewandert sind und 
die weniger mobilen und geringer Qualifizier-
ten zurückbleiben. Diese finden keine Arbeit 
in den neuen Wachstumsbranchen der Dienst-
leistungs- und Wissensökonomie. Dadurch ent-
steht gerade in strukturschwachen Regionen 
ein Fachkräftemangel, sodass viele Unterneh-
men freie Stellen anbieten, die auf dem Ar-
beitsmarkt aufgrund des qualifikatorischen 
«mismatch» nicht nachgefragt sind. In Deutsch-
land führt die Bundesagentur für Arbeit dazu 
einer Liste von «Mangelberufen». Heute ist 
auch in strukturschwachen Städten und Regio-
nen vor allem ein Bedarf an qualifizierten Fach-
kräften in verschiedenen Berufsfeldern vorhan-
den (Fuchs, Kubis 2017).
«Wettbewerb um die besten Köpfe». Die Glo-
balisierung hat in manchen Branchen wie 
der IT-Wirtschaft zu einer teilweise weltwei-
ten Konkurrenz zwischen Städten um hoch-
qualifizierte «Talente» geführt (Kuptsch, Fong 
2006). Junge AkademikerInnen, Studierende 
und Kreative gelten als Talente, sind beson-
ders mobil und deshalb von den europäischen 
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einer insgesamt schrumpfenden und altern-
den Bevölkerung in Europa nimmt die Kon-
kurrenz der Städte um diese Zuwanderer-
gruppen zu. Städte, denen es nicht gelingt, 
junge und qualifizierte Arbeitskräfte anzuzie-
hen, haben demnach die schlechtesten ökono-
mischen Aussichten. Studien zur Attraktivität 
von Städten auf den Arbeitsmärkten zeigen, 
dass neben den Arbeitsplatz-Angeboten auch 
die Lebensqualität von Städten ein wichtiger 
Faktor für die Zuwanderung ist (Buch et al. 
2014). Die Zukunft der Städte hängt deshalb 
nicht zuletzt davon ab, wie attraktiv sie für 
qualifizierte MigrantInnen sind. 

In der Migrationsforschung wird vielfach 
ein Perspektivenwechsel von der Problem- zur 
Potenzial-Sicht auf internationale Zuwande-
rung gefordert. Anstelle einer problem-orien-
tierten Sicht, welche nur die Defizite und Las-
ten der Integration von MigrantInnen aus dem 
Ausland betont, wird eine potential-orientierte 
Sicht vertreten, die Zuwanderung als Ressource 
der Stadtentwicklung betrachtet (Pütz, Rodatz 
2013; Yildiz, Mattausch 2009; Nuissl, Schmiz 
2015). Potenziale von MigrantInnen für die Re-
generierung der Städte werden in einer Be-
lebung von marginalisierten Stadtquartieren, 
einer verbesserten Versorgung durch migran-
tische Geschäfte, einer verbesserten Arbeits-
marktlage durch Selbstständige (Hillmann 
2011; Räuchle 2018) und einer Steigerung der 
Attraktivität der Städte für neue BewohnerIn-
nen und Unternehmen durch die Vermarktung 
der ethnisch-kulturellen Diversität erwartet 
(Glick Schiller, Caglar 2013). 
Daneben lässt sich seit wenigen Jahren ein ge-
stiegenes Selbstbewusstsein verschiedener Städte 
beobachten, sich in Themenfeldern wie etwa 
Klimaschutz- oder Migrationspolitik zu enga-
gieren, die in der Vergangenheit eher der natio-
nalen, wenn nicht sogar internationalen Ebene 
vorbehalten waren. Insbesondere Grossstädte 
positionieren sich dezidiert als progressiv ge-
genüber ihren Regierungen, wenn etwa initiiert 
durch die städtische Zivilgesellschaft eine di-
rekte Ansiedlung von in Idomeni gestrandeten 
Geflüchteten in Osnabrück gefordert wird oder 
wie im Sommer 2018 verschiedene europäi-
sche Grossstädte anbieten, in Seenot geratene 
Bootsflüchtlinge aufzunehmen, deren Land-
gang durch verschiedene Mittelmeeranrainer 
verwehrt wurde. Neben einem anderen Selbst-
verständnis können hier auch parteipolitische 
Abgrenzungsversuche eine Rolle spielen, wenn 
linke Stadtregierungen gegen ihren konservativ 
regierten Nationalstaat in Stellung gehen.

Ansätze für kommunale 
Zuwanderungsstrategien

Die meisten Studien zum «local turn» rekur-
rieren bisher auf die Etablierung von kom-
munalen Integrationspolitiken. Während sich 
diese «immigrant policies» auf den Umgang 
mit bereits ansässigen Zuwanderern und deren 
Teilhabe beziehen, richten sich die Zuwande-
rungspolitiken («immigration policies») auf die 
Steuerung der grenzüberschreitenden Wande-
rung (Geddes, Scholten 2016). In der planungs-
bezogenen Forschung liegen im Hinblick auf 
pro-aktive Zuwanderungsstrategien der Städte 
bisher nur wenige empirisch fundierte For-
schungsergebnisse vor, da dieses Handlungs-
feld bisher noch nicht etabliert ist. Eine Aus-
nahme bildet hier eine empirische Studie, die 
untersucht hat, wie sich das Themenfeld Migra-
tion in Stadtentwicklungskonzepten deutscher 
Grossstädte niederschlägt (Berding 2008). 
Dazu wurden Konzepte aus den Grossstädten 
Berlin, Bremen, Dresden, Hamburg, München 
und Stuttgart aus dem Zeitraum zwischen 1996 
und 2004 ausgewählt und analysiert. Im Ergeb-
nis zeigt sich, bei einigen Unterschieden zwi-
schen den Städten, dass Migration insgesamt 
nur einen relativ geringen Stellenwert in den 
Konzepten hat. Allerdings ist die Studie inzwi-
schen zehn Jahre alt. 

Für die Etablierung proaktiver Zuwande-
rungsstrategien auf der kommunalen Ebene 
lassen sich nach den verschiedenen Treibern 
auch verschiedene Handlungsfelder unter-
scheiden (Kühn 2018). Strategien, die am de-
mografischen Wandel ansetzen, zielen häufig 
auf einen Zuwachs an «Steuerbürgern», nicht 
zuletzt um durch einen Einwohnerzuwachs die 
Kommunalfinanzen zu verbessern. Im Hand-
lungsfeld der Städtebau- und Wohnungspolitik 
setzen viele Städte auf eine «Reurbanisierung» 
(Brake, Herfert 2012), um neue Stadtquartiere 
zu bauen (z. B. HafenCity Hamburg, Unterneu-
stadt Kassel), benachteiligte Quartiere zu be-
leben oder Leerstände von Wohnungen zu re-
duzieren. Die erwünschten «Reurbaniten» sind 
meist Zuziehende oder RückkehrerInnen aus 
dem Umland, ehemalige Einpendler oder auch 
neue BewohnerInnen aus anderen Städten. In 
strategischen Dokumenten von wissensbasier-
ten Universitätsstädten ist die Formel «Wett-
bewerb um die besten Köpfe» ein verbreitetes 
Motiv, um sich in der Konkurrenz mit anderen 
Städten um hochqualifizierte AkademikerIn-
nen und sogenannte «Talente» zu positionieren. 
Für die Anwerbung von in- und ausländischen 
Fachkräften haben manche Städte ein Stadt-
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marketing entwickelt, das auf ein weltoffenes 
Image und eine «Willkommenskultur» setzt 
(BBSR 2014). In Berlin haben die Wirtschafts-
förderung, die Ausländerbehörde sowie die In-
dustrie- und Handelskammer (IHK) seit 2017 
einen «Business Immigration Service» als zen-
trale Anlaufstelle eingerichtet, um qualifizierte 
Fachkräfte aus dem Ausland bei der Arbeits
erlaubnis und Wohnungssuche zu unterstützen.

Tabelle 1 gibt eine Übersicht über die ver-
schiedenen Handlungsfelder von lokalen Zu-
wanderungsstrategien.

Der Überblick über die Steuerungsinstru-
mente zeigt bereits, dass Kommunen allein 
nicht in der Lage sind, Zuwanderungsstrate-
gien zu entwickeln, sondern dass dies eine kon-
zertierte Aufgabe von öffentlichen und privaten 
Akteuren ist und damit einer auch in anderen 
Politikfeldern etablierten Praxis von Gover-
nance entspricht. Im Bereich der Fachkräfte-
sicherung betrifft dies vor allem die privaten 
Wirtschaftsunternehmen und Wirtschaftsver-
bände. Die Akteure aus der Wirtschaft sind in 
Zeiten des Arbeitskräftebedarfs am ehesten 
an der Anwerbung von Arbeitskräften interes-
siert (Hollifield 2004). So sind die Gastarbeiter
abkommen in der Bundesrepublik zwischen 
1955 und 1973 massgeblich auf Druck der Ar-
beitgeber entstanden. Im «Wettbewerb um die 

besten Köpfe» sind die Bundesländer als Trä-
ger der Universitäten und Hochschulen wich-
tige Player. Diese – und nicht die Städte – be-
stimmen mit den Studienplatz-Angeboten, 
wie attraktiv die Hochschulstädte für Studie-
rende sind. Im Bereich des Städte- und Woh-
nungsbaus sind die privaten oder öffentlichen 
Wohnungsbaugesellschaften wichtige Akteure. 
Durch den Verkauf von Wohnungsunterneh-
men an private Investoren und die Vernach-
lässigung des sozialen Wohnungsbaus haben 
die Städte selbst heute oft nur noch begrenzte 
Steuerungsmöglichkeiten auf dem Wohnungs-
markt. Der Grad der Strategiebildung im Feld 
der Zuwanderungspolitik hängt demnach im 
starken Mass von den Urban-Governance-
Kapazitäten der Städte ab, also der Frage, in-
wiefern es ihnen gelingt, verschiedene Akteure 
in die Problemlösungsversuche einzubeziehen. 
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